Fraktion Linke Liste Wiesbaden zum Projekt „Jugend im Rathaus“ 2003

Bei der letzten Oberbürgermeisterwahl in Wiesbaden haben nur 25% der Unter-40-Jährigen von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht, in mehreren Ortsbezirken waren es nur noch 20%. Auch dies zeigt die zunehmende Distanz zwischen jungen Menschen und „ihren politischen Vertreter/innen“. Das Projekt „Jugend im Rathaus“ ist eine Chance, diese Distanz zu verringern.
Jugendliche kommen in direkten persönlichen Kontakt mit Stadtverordneten und den „kommunalpolitischen Einrichtungen“, insbesondere der Stadtverordnetenversammlung. Der Tag im Rathaus mit den Elementen „Rathausrallye“, Interviews bei den Fraktionen und Podiumsdiskussion mit den Vertreterinnen und Vertretern der sechs Fraktionen motiviert zur Beschäftigung mit Kommunalpolitik. Die Bedeutung „außerschulischer Lernorte“ wird in der Pädagogik von niemandem angezweifelt. Anschauliches, handlungsorientiertes Lernen ist zweifellos effektiver als die Beschränkung auf Lesen und Hören im Klassenraum. Insofern sind die dafür eingesetzten Mittel sinnvoll angelegt.
Bedauerlich ist eigentlich nur, dass nicht alle Schulklassen der Landeshauptstadt die Möglichkeit erhalten, an „Jugend im Rathaus“ teilzunehmen, wenn „Politik in der Gemeinde“ auf dem Lehrplan steht.
Nachgedacht werden sollte über neue Aspekte des Projektes angesichts der Tatsache, dass die Stadtverordnetenversammlung am 4. Dezember 2003 – gemäß dem § 8c der Hessischen Gemeindeordnung – Beteiligungsrechte für Kinder und Jugendliche beschlossen hat. Kinder und Jugendlichen soll Rederecht in den Stadtverordnetenausschüssen gewährt werden, über die Wahrnahme des Rederechts in der Stadtverordnetenversammlung selbst entscheidet der Ältestenausschuss. Stadtteiljugendbeauftragte der Ortsbeiräte sollen mithelfen, dass Interessen von Kindern und Jugendlichen durch diese selbst wirksam artikuliert werden und in die kommunalpolitischen Entscheidungen stärker Eingang finden.

Nachgedacht werden sollte auch über die Möglichkeit, „Jugend im Rathaus“ zu kombinieren mit dem Besuch von Ortsbeiratssitzungen mit ihren Bürgerfragestunden, sinnvoller Weise dort, wo die (meisten) Schüler/innen wohnen bzw. sich ihre Schule befindet. Dabei könnten die Veranstalterinnen von „Jugend im Rathaus“ vermitteln. Aber auch ein gänzlich eigenständiges Engagement der Schulklasse ist denkbar.

Dem Projekt „Jugend im Rathaus“ ist für die Zukunft ein weiterhin erfolgreicher Verlauf zu wünschen sowie den Veranstalterinnen ein herzliches Dankeschön für die geleistete Arbeit auszusprechen.
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